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Vorbemerkung

Mit den Anmeldungen zum 23. Rahmenplan hat der Minister für
Wissenschaft und Weiterbildung des Landes Rheinland-Pfalz
um Begutachtung der Planungen für den Aufbau von drei neuen

Standorten der Fachhochschule Rheinland-Pfalz in Zweibrük-
ken und Birkenfeld sowie Bad Neuenahr/Ahrweiler gebeten.
Der letztgenannte Standort soIl im Rahmen der strukturellen
Ausgleichsmapnahmen des Bundes für die von der verlagerung
des Parlaments und des Regierungssitzes nach Berlin betrof-
fene Region Bonn finanziert werden.

Nach Vorlage der Planungen des Landes Rheinland-Pfalz im
Januar 1994 hat die im Juli L992 wom Wissenschaftsrat ein-
gesetzte Arbeitsgruppe Fachhochschulgründungen zunächst den

Standort Zweibrücken am 3L. Januar und 1., Februar L994 be-
sucht und die Aufbauplanung mit Vertretern der Gründungs-
beiräte aus der Fachhochschulabteilung Kaiserslautern und

des Landes erörtert. Zrs. den Planungen für den Standort
Birkenfetd sind die Beratungen ebenfalls aufgenommen; die
Vorlage einer Stellungnahme ist ebenso wie zum Standort Bad

Neuenahr/Ahrweiler für einen späteren Zeitpunkt vorgesehen.

Der Arbeitsgruppe gehören auch Sachverständige an, die
nicht Mitglieder des gtissenschaftsrates sind. fhnen ist der
Wissenschaftsrat zu besonderem Dank verpflichtet.

Der Wissenschaftsrat hat die Stellungnahme am 8. JuIi 1994

verabschiedet.



3-

A. Ausgangslage

I. Ausbaustand und Ausbauplanungen der Fachhochschule
Rheinland-Pfalz

1. Die Auslastung der bestehenden Abteilungen

In Rheinland-Pfalz besteht seit 1971 eine landeseinheitli-
che Fachhochschule mit heute acht Abteilungen in Bingen,
Kaiserslautern, Koblenz, Ludwigshafen, tlainz I und II,
Trier, Worms und elf Standorten, wie Übersicht 1 zeigt.

Zum Wintersemester L993/94 waren knapp 21.000 Studierende
an der Fachhochschule eingeschrieben. Ihnen stehen ca.
11.000 flächenbezogene Studienplätze zur Verfügung. Daraus
resultiert eine durchschnittliche räumliche Auslastung der
Fachhochschule von 135 8, bezogen auf die Studienanfänger,
bzw. 186 t, bezogen auf alle Studierenden. Dies trägt mit
dazu bei, dap gegenwärtig etwa 90 t aller Studiengänge zu-
lassungsbeschränkt sind. Von 15.970 Bewerbern zum Ttinter-
semester L993/94 um einen Studienplatz an der Fachhoch-
schule konnten nur 3.330 einen Studienplatz erhalten, d.h.
das Verhältnis von Bewerbern zu Studienanf,ängern liegt
gegenwärtig bei 5: l-.

Im Wintersemester L993/94 verfügt die Fachhochschule über
687 Stellen für wissenschaftliches Personal (davon 656

hauptamtliche Professoren) und 4 Millionen Dll zur Erteilung
von Lehraufträgen. Auperdem sind neun sogenannte "Rentner-
professuren" besetzt; dabei handelt es sich um Lehrende aus

der Berufspraxis, die im Rahmen eines vorgezogenen Teil-
ruhestands eine Teilprofessur übernehmen und mit einem
anderen Teil ihrer Tätigkeit weiterhin in ihrem Betrieb
verankert bleiben. Der "unterstützende Bereich" verfügt
über rund 560 SteIIen.
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Die erreichte Gesamtgröpe der Fachhochschule erfordert nach

Auffassung des Landes eine strukturelle Anpassung. Dazu

werden gegenwärtig verschiedene Modelle geprüft, deren ZieL
es ist, die Abteilungen regional zv selbständigen Fachhoch-
schulen zusanrmenzufassen. Eine Verse"l-bständigung jeder ein-
zelnen Abteilung wird vom Land nicht als mögliche Lösung

angesehen.

2. Geplante Studienplatzkapazitätserweiterungen

Das Land ist bestrebt, die Zahl der Fachhochschul-Studien-
p1ätze um ca. 8.1-00 auf ca. L9.100 auszuweiten, so daB bis
zum Jahr 2000 mindestens 40 t al1er Studienanfänger ein
Studium an der Fachhochschule beginnen können. Rund 4.2OO

Studienplätze sollen an bestehenden Abteilungen eingerich-
tet werden, die bei Erreichen dieses Ausbauziels über ca.
15. 200 flächenbezogene Studienplätze verfügen sollen.

An den neuen Standorten Zweibrücken, Birkenfeld und Bad

Neuenahr/Ahrweiler sollen rund 3. 900 Studienplätze geschaf'
f en werden. Die l"Iöglichkeiten zur Umnutzung militärischer
Liegenschaften bieten kurzfristig Gelegenheit für einen
Ausbau um 2.700 Studienplätze. Etwa 1.200 Studienplätze
sollen im Rahmen der strukturellen Ausgleichsmapnahmen des

Bundes für die von der Verlagerung von Regierung und Parla-
ment nach Berlin betroffene Region Bonn in Bad Neuenahr/
Ahrweiler entstehen.

Innerhalb der bisherigen Abteilungen bestehen 50 Fachberei-
che, die das gesamte Spektrum der Ingenieur- und Wirt-
schaftswissenschaften, des Sozialwesens und der Gestaltung
abdecken. Hier soll die kapazitäre Erweiterung zum Aufbau
neuer Studiengänge (2.8. Wirtschaftsrecht in Mainz) genutzt
werden. Für die neuen Standorte Zweibrücken und Birkenfeld
sind Studiengänge vorgesehen, die über ein eher klassisches
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Profil verfügen bzw. klassische Studiengänge um innovative
Elemente anreichern sollen. Für Bad Neuenahr/Ahrweiler lie-
gen noch keine konkreten Studiengangsplanungen vor.

Das Land plant auperdem, bereits begonnene Weiterbildungs-
angebote (z.Zt. werden L7 Projekte gefördert) sowie Fern-
studienangebote an Fachhochschulen zu unterstützen. Zusam-

men mit Hessen und dem Saarland ist die Gründung eines
staatlichen Fernstudienverbundes in Vorbereitung, dessen

Zentralstelle in Rheinland-Pfa1z errichtet werden so1l.
Auperdem ist das Land bemüht, über das Angebot berufsinte-
grierender Studiengänge (bisher !,lirtschaftswissenschaften
in Ludwigshafen und Mainz TI sowie Elektrotechnik in Ko-
blenz) bildungsfernere Schichten an die Fachhochschulen
heranzuführen.

II. Planungen für die Neugründung einer Fachhochschulabtei-
Iung in Zweibrücken

1. Grundzüge der Ausbauplanung

In der Region Zweibrücken überwiegt das mittelständische
produzierende Gewerbe mit dem Stahl-, Maschinen- und Fahr-
zeugbau, in der wirtschaftlichen Bedeutung gefolgt von

Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe sowie dem Nahrungs-
und Genupmittelgewerbe. Vor a11em die Schuh- und Lederindu-
strie in Stadt und Region Pirmasens leidet unter einer
kritischen Beschäftigungssituation. Mit Hilfe von Geldern
aus der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur" wurde in den vergangenen Jahren ver-
sucht, neue Arbeitsplätze auperhalb der Schuhindustrie z1r

schaffen. Durch den Auftragsrückgang im Maschinenbau und

den Abzug der amerikanischen Truppen gingen weitere Ar-
beitsplätze in der Region verloren.
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Die geplanten Studienangebote in Zweibrücken sollen an die
speziellen Bedürfnisse des gewerblichen ltlittelstandes an-
knüpfen und die eingeleiteten Strukturveränderungen unter-
stützen. Zudem soll mit Blick auf Frankreich eine europäi-
sche Profilbildung angestrebt werden. Im Mittelpunkt sollen
Ausbildungsgänge im Rahmen der Betriebswirtschaft und zur
Stärkung des Dienstleistungssektors stehen. I,lit dieser in-
haltlichen Ausrichtung in Zweibrücken will das Land die
Abteilung Kaiserslautern mit ihrem technisch-ingenieurwis-
senschaftlichen Schwerpunkt und ihren Standorten in Kai-
serslautern und Pirmasens fachlich ergänzen und die Stand-
orte inhaltlich miteinander verzahnen, um für die Region
ein ausgewogenes Angebot in Technik und Vf,irtschaft sowohl
in der Lehre als auch in der anwendungsorientierten For-
schung und Entwicklung aufzubauen. In diesem Sinne sol1
auch die Abteilung Kaiserslautern durch betriebswirtschaft-
liche Lehrangebote arrondiert werden. Im Zusammenhang mit.
der angestrebten Neustrukturierung der Fachhochschule
Rheinland-Pfalz wird eine funktionale und inhaltliche Ein-
heit der Abteilung Kaiserslautern mit Pirmasens und dem

neuen Standort Zweibrücken ( "Fachhochschule Westpfalz" )

angestrebt.

Die Tragfähigkeit des Standortes ist nach Angaben des Lan-
des bereits durch die zu erwartende ZahI der Hochschulzu-
gangsberechtigten aus dem Einzugsbereich Zweibrückens gesi-
chert, der die Regionen Birkenfeld, Kusel, Kaiserslautern,
Pirmasens, Südliche Weinstrape, Landau und Neustadt umfapt.
1993 erwarben nach den Berechnungen des Landes rund 2.700
Schulabgänger die Hochschulzugangsberechtigung, L997 werden
es rund 3.000 und im Jahre 2001 rund 3.500 seinr so daF die
Bereitstellung von jährlich 325 Studienanfängerplätzen ge-
rechtfertigt sei. Darüber hinaus sollen durch innovative
Studienangebote mit internationaler Prägung auch Studienin-
teressenten aus dem weiteren Umfeld und besonders aus dem

angrenzenden Ausland angezogen werden.
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Profilprägend für alle Studiengangsangebote soll eine Aus-
richtung auf Europa sein, die besonders für die Wirtschaft
in grenznahen Regionen von zunehmender Bedeutung ist. Das

Land sieht nicht nur eine integrierte Sprachausbildung in
allen Studiengängen vor, die durch landeskundliche Elemente
erweitert wird, sondern auch eine internationale Besetzung
der Professuren, um Studenten aus den Nachbarstaaten an-
zuziehen. fn diesem Zusammenhang wird auch daran gedacht,
Lehrveranstaltungen und Prüfungen in'Fremdsprachen abzuhal-
ten sowie Praktika in ausländischen Firmen (besonders in
Frankreich, Belgien und Luxemburg) absolvieren zv lassen.
Die internationale Profilbildung findet in den Studien-
gangsplanungen darin ihren Ausdruck, dap im Grundstudium
der wirtschaftswissenschaftlichen Studiengänge für "Euro-
päische Studien und Sprachen" L4 Semesterwochenstunden
vorgesehen sind, während im Hauptstudium maximal sechs
Semesterwochenstunden im Rahmen der rlahlpflichtfächer für
diesen Bereich zur Verfügung stehen sollen.

Eine Unterbringung auf dem vorgesehenen Kasernengelände am

Stadtrand bietet nach Auffassung des Landes gute Vorausset-
zungen für eine Fachhochschuleinrichtung "neuen Typs": Sie
soII durch ihre Campus-Struktur Lehre, Forschung und stu-
dentisches Wohnen verbinden; auch auf dem Feld der berufs-
integrierenden Studiengänge und des praxisnahen Forschungs-
transfers soll sie attraktiv werden.

Der Lehrbetrieb in Zweibrücken soll zum Wintersemester
L994/95 im Bereich Ttirtschaft beginnen. In den ersten bei-
den Jahren ist geplant, jeweils 175 bis 200 Studienanfänger
zuzulassen. Im Endausbau sind 1.300 fIächenbezogene Stu-
dienplätze (325 Studienanfänger pro Jahr) vorgesehen. Für
diese Planung legt das Land eine studienplatzrelevante Ver-
weildauer von vier Jahren zugrunde. Neben grundständigen
Studiengängen strebt das Land die Einrichtung berufsinte-
grierender und weiterbildender Studiengänge an.
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2. Studiengänge und Studienschwerpunkte

In einer ersten Ausbauphase, beginnend mit dem Winterseme-
ster L994/95, sol-Len zunächst drei Studiengänge in den

Fachbereichen V{irtschaftswissenschaften und Informatik
eingerichtet werden.

Im Studiengang Betriebswirtschaft werden, aufbauend auf
einer weitgehend gemeinsamen Grundausbildung, folgende
Spezialisierungen im Hauptstudium vorgesehen:

Finanzdienstleistungen mit den Schwerpunkten: Finanzie-
rung, Vermögensbildung, Versicherungen. Diese Inhalte
werden bereits am Standort Ludwigshafen im Fachbereich
Betriebswirtschaft mit den Schwerpunkten Finanz-, Prü-
fungs- und Steuenresen angeboten. Berufliche Chancen für
die Absolventen werden besonders im Bereich der Finanz-
dienstleistungen von Banken und Versicherungen gesehen.

- Ilittelstandsökonomie: Das Land bezieht sich mit dieser
Planung auf eine Forderung mittelständischer Unternehmen
des Handels und Handwerks sowie des produzierenden und

Dienstleistungsgewerbes, die ihr spezielles Anforderungs-
profil in den bereits bestehenden Studiengängen nicht
vollständig verwirklicht sehen. Hier sollen alle fnhalte
einer klassischen betriebswirtschaftlichen Ausbildung mit
Ausrichtung auf kleinere Betriebsgröpen vermittelt wer-
den.

Auperdem plant das Land einen Studiengang Technische Be-

triebswirtschaft, in dem die betriebswirtschaftlichen Aus-
bildungselemente überwiegen sol1en. Der Technikanteil solI
bei ca. einem Drittel liegen und Kenntnisse in den Berei-
chen Technische Grundlagen, Automatisierungstechnik, Ferti-
gungsorganisation und Arbeitswissenschaft vermitteln.
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Ferner soll ein Studiengang Ttirtschaftsinformatik angeboten
werden, der überwiegend wirtschaftswissenschaftliche fnhal-
te vermittelt. Der Absolvent soll aufgrund seiner Kenntnis-
se auch der technischen AbLäufe und Probleme befähigt sein,
die Datenverarbeitung und die Anwendung von Informatikme-
thoden in einem Betrieb zu steuern. Neben einem grundstän-
digen Studiengang sollen auch Angebote für die berufliche
Weiterbildung in diesem Bereich entwickelt werden.

Dieser Studiengang bildet die Brücke zum Aufbau eines Fach-
bereichs Informatik, der für 1995 vorgesehen ist. Er soll
einen Studiengang Angewandte Informatik anbieten, der Stu-
dienschwerpunkte in Richtung auf Technik und auf Betriebs-
wirtschaft mit einem jeweiligen Anteil von 30t im Hauptstu-
dium ermöglichen so1l.

Das Land hat in den Beratungen mit dem Vtissenschaftsrat die
grundsätzlichen Anregungen zum Aufbau eines Bereichs Tech-
nik aufgegriffen, der L996/97 in einer dritten Aufbauphase
eingerichtet werden soII. Nach dem gegenwärtigen, noch
frühen Stand der Planungen wird daran gedacht, einen Stu-
diengang Mikrosystemtechnik mit jährlich 50 Studienanfän-
gern einzurichten. Mikrosystemtechnik würde damit erstmals
a1s Studiengang an einer Fachhochschulabteilung des Landes
etabliert. Eine Spezialisierung könnte in Richtung Sensor-
und Aktortechnik sowie medizinische Technik erfolgen. Am

Standort sollen Labore für die Bereiche Entwurf, Simulation
(workstations) sowie Test, der den Schwerpunkt bilden soll,
aufgebaut werden. Im Bereich Produktion ist vorqesehen, mit
dem Institut für Molekulare Mikrosystemtechnik (IMM) in
Mainz sowie mit der Abteilung Kaiserslautern zu kooperie-
ren. Diese Kooperation so1I sich sowohl auf die Lehre als
auch auf anwendungsbezogene Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben beziehen.
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Errichtungsphase Standort Zweibrücken

Bislang liegen Studien- und Prüfungsordnungen sowie Prakti-
kantenordnungen für die Studiengänge Betriebswirtschaft,
Technische Betriebswirtschaft und Ytirtschaftsinformatik
vor, die von den zuständigen Gremien der Fachhochschule ab-
schliepend genehmigt wurden. Danach erstreckt sich das

Grundstudium auf jeweils vier Studiengebiete. Drei dieser
Studiengebiete sind für aIle genannten Studiengänge gleich:
"Allgemeine Grundlagen" (Mathematk, Statistik, Buchführutr9,
Einführung in Kommunikations- und l'ührungstechniken) r "Be-
triebswirtschaftliche Pflichtgebiete" (Betrieblicher tei-
stungsprozep, Finanz- und Rechnungswesen, Einführung BWL

und Unternehmensführung) und "Sonstige Pflichtgebiete"
(Volkswirtschaftslehre, Recht, Europäische Studien und

Studienbeginn Studienanfänger Studiengang Studienschwerpunkt

L994 / 95 100

50
50

BWL

Techn. BVIL
Ttirt-
schafts-
informatik

Finanzdienstlei-
stungen, Mittel-
standsökonomie

L99s / 96 200

75

wie L994/95

Angewandte
Informatik

wie L994/95

Technik
Betriebswirt-
schaftslehre

L995 / 97 200

75

50

wie L995/95

wie L995/96

Technik
(Mikrosy-
stemtech-
nik )

wie L995/95

wie 1995/96
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Sprachen, Datenverarbeitung). Das vierte Studiengebiet
umfaßt für die Betriebswirtschaft Unternehmensführung, für
die Technische Betriebswirtschaft technische Grundlagen der
Elektrotechnik und des Maschinenbaus und für die Wirt-
schaftsinformatik Grundlagen der Informatik. AlIe Grundstu-
dien gehen von 104 Semesterwochenstunden aus.

Im Hauptstudium ist für die Studiengänge das Studiengebiet
"Allgemeine Pflichtgebiete" (Management und Controlling)
ebenso obligatorisch wie in unterschiedlicher Vertiefung

"Ausgewählte Bereiche der Unternehmensführung". Das drit-
te und vierte Studiengebiet differiert nach dern gewählten
Schwerpunkt. Für das Hauptstudium sind insgesamt 68 Seme-

sterwochenstunden vorgesehen .

Nach der Praktikantenordnung sind ein Grundpraktikum von 26

Wochen Dauer bis zur Diplomvorprüfung und ein neunwöchiges
Fachpraktikum nach der Diplomvorprüfung zu absolvieren. Das

Grundpraktikum so1l in verschiedenen abteilungen von [tirt-
schaftsbetrieben der Region (maximal 5 Wochen je Abteilung)
durchgeführt werden, das Fachpraktikum in einem Betrieb im
fremdsprachigen Ausland mit inhaltlicher Ausrichtung nach
dem gewählten Studienschwerpunkt. Das Land sieht in dieser
Planung ein ausreichendes Äquivalent zu einem Praxisseme-
ster während des Hauptstudiums, wie es in anderen Ländern
üblich ist.

Diese Studiengangsstruktur und die Anzahl von über L7O

Semesterwochenstunden für Studiengänge im Bereich Wirt-
schaft entsprechen vergleichbaren Studiengangsangeboten
anderer Abteil-ungen der Fachhochschule. Da diese Studien-
gangsanforderungen, wie die Erfahrung gezeigt hat, quanti-
tativ nicht in sechs Semestern an der Hochschule zu bewäI-
tigen sind, haben sich Hochschule und Land entschlossen,
die Regelstudienzeit generell um ein Semester auf nunmehr
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acht Semester zu werlängern, ohne dap dabei ein Praxisseme-
ster integriert wurde.

3. Räumliche und personeJ-Ie Ausstattung

Die Fachhochschule Zweibrücken sol1 auf dem Gelände der
ehemaligen Kreuzberg-Kaserne oberhalb der Stadt errichtet
werden. Neben Lehr- und Forschungsflächen sollen dort auch
Wohngebäude und Sportanlagen für studentische Zwecke her-
gerichtet werden. Das Areal umfaBt ca. 46 ha. Das Ergebnis
einer Altlastuntersuchung liegt noch nicht vor. Die Bebau-
ung eines mittleren Abschnitts mit den für die Hochschul-
nutzung vorgesehnen Gebäuden stammt überwiegend aus den

50er und 50er Jahren und ist nach Ansicht des Landes erhal-
tenswert. Aktuellen Berechnungen des Landes zufolge lassen
sich in der vorhandenen Bausubstanz ca. 10.030 m2 Haupt-
nutzfläche durch Umbauten herrichten. Das Land errechnet
folgenden F1ächenbedarf :

- Studienplatzbezogener F1ächenbedarf
der Studiengänge1>

- Ivlensa, nach Richtlinien

- Verwaltung, Rechenzentrum, Bibliothek

- Forschungsflächen (Reserveflächen für
Technik u.a. )

8.800 mz

910 mz

1.000 m2

2.000 m2

L2.710 m2

Daraus ergibt sich nach Ansicht des Landes ein Neubaubedarf
von rund 1.000 m2 Hauptnutzfläche, die in der ersten Auf-
bauphase über einen Zeitraum von fünf bis sechs Jahren
einer Nato-Schule zur Verfügung gestellt werden soll. Dies

Der studienplatzbezogene FIächenbedarf wird wiederum
mit dem kapazitätswirksamen Studienzeitfaktor 4 ermit-
telt.

r-)
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ist die Voraussetzung dafür, daß die Schule ein Gebäude auf
dem Campus räumt, dessen kurzfristige Herrichtung für einen
Studienbeginn zum l{intersemester L994/95 unabdingbar ist.

In den Jahren L994 und 1995 soLLen jeweils 150 Studienplät-
ze baulich realisiert werden. Es ist vorgesehen, die Auf-
bauphase in vier bis fünf Jahren abzuschliepen.

Der 1. Bauabschnitt umfapt 2.697 m2 Hauptnutzfläche und

soll 1994 mit 5r5 Millionen DM begonnen werden; bis zur
Fertigstellung L996 wird mit Kosten von insgesamt 16r0 Mil-
Iionen DM gerechnet, einschlieplich Ersteinrichtung. 1995

soll der 2. Bauabschnitt anschließen, für den das Land ins-
gesamt 55,0 Millionen DIvI vorsieht und zlum 24. Rahmenplan
angemeldet hat. Der Endausbau einschlieplich Ersteinrich-
tung und Büchergrundbestand soll nach den Berechnungen des

Landes einschließIich der Neubaumapnahme rund 68 Millionen
DM erfordern; die Kosten betragen nach den Anmeldungen zum

24. Rahmenplan inzwischen 7I,0 lv1illionen DM. In den Bera-
tungen mit dem ttissenschaftsrat hat das Land auf die gün-
stigen baulichen Voraussetzungen für die Unterbringung der
Fachhochschuleinrichtung auf einer vormals militärisch ge-
nutzten Liegenschaft hingewiesen und eine fiktive Alterna-
tivberechnung für vergleichbare NeubaumaBnahmen zur Schaf-
fung von L2.710 m2 Hauptnutzfläche vorgelegt, die mit 87r0
Millionen DM abschlieBt. Die Kosten für den Grunderwerb
stehen noch nicht fest.

Für die Jahre L994/95 ist bei L75 bis 200 Studienanfängern
die Einrichtung von 16 Professuren' 9 Stellen für den un-
terstützenden Bereich und 11 Verwaltungsstellen vorgesehen.
Im Endausbau soIlen bei 325 Studienanfängern pro Jahr und

l-.300 fIächenbezogenen Studienplätzen insgesamt 55 bis 60

Professuren sowie 35 bis 40 Stellen für den unterstützenden
Bereich zur Verfügung stehen.
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B. Stellungnahme

I. Zu den Grundzügen der Ausbauplanungen für die Fachhoch-
schule Rheinland-Pfa1z

Uit seiner Absicht, über 40t der künftigen Studienanfänger
die Aufnahme eines Fachhochschulstudiums zu ermöglichen,
greift das Land ein zentrales wissenschaftspolitisches An-
liegen des Wissenschaftsrates auf. Wie die gegenwärtige
Diskrepanz zwischen der Anzah} der Studienbewerber und der
zur Verfügung stehenden Studienplätze, das hohe Map der
Zulassungsbeschränkungen der Studiengänge und die grope
räumliche Auslastung der bestehenden Fachhochschulabteilun-
gen in Rheinland-Pfalz zeigen, entspricht diese politische
Zielsetzung den Bedürfnissen der jungen Generation nach

einer praxisbezogenen, wissenschaftsbasierten Hochschulaus-
bildung. Die Anmeldungen des Landes zum Rahmenplan - über
50t des zum 24. Rahmenplan angemeldeten Finanzvolumens solI
für Fachhochschul-Vorhaben investiert werden - unterstrei-
chen die Absicht, die Studienbedingungen der Fachhochschule
Rheinl-and-Pfalz zu verbessern und zu erweitern.

Das Freiwerden umfangreicher Kasernenkomplexe eröffnet
kurzfristig günstige Voraussetzungen, die wissenschaftspo-
litischen Absichten zu realisieren. Der Vtissenschaftsrat
stimmt mit dem Land darin überein, daß diese Rahmenbedin-
gungen allein als Grundlage zum Aufbau einer Fachhochschul-
einrichtung jedoch nicht ausreichen. Vielmehr gilt es auch

in diesen Fällen, die Tragfähigkeit einer Einrichtung für
die Region und das fachliche Konzept sorgfäItig zu prüfen,
um sicherzustellen, daß Einrichtungen geschaffen vrerden'
die fachlich hinreichend komplex profiliert sind, um auf
Dauer für Professoren, Studenten und Wirtschaft attraktiv
und damit lebensfähig zrt sein. In diesem Zusammenhang bit-
tet der Wissenschaftsrat das Land, auch die Planungen für
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den geplanten Hochschulstandort im Kreis Ahrweiler, soweit
sie derzeit konkretisiert werden können, als Teil des Ge-

samtausbaukonzepts für die Fachhochschule Rheinland-Pfa1z
bald vorzulegen; für diesen Standort im Kreis Ahrweiler
behäIt sich der Ttissenschaftsrat eine weitere Stellungnahme
vor.

Vor dem Hintergrund der erreichten Gröpe und fachlichen
Breite der Fachhochschule Rheinland-Pfa1z unterstützt der
Wissenschaftsrat das Land in der Absicht, die Fachhoch-
schule neu zu strukturieren und gegebenenfalls in mehrere
regional zusammenhängende und fachlich aufeinander abge-
stimmte Fachhochschulen neu zu gliedern. Eine solche Maß-

nahme könnte den Regionalbezug der einzelnen Fachhochschule
ebenso wie ihre Eigenständigkeit und Eigenverantwortung
stärken. Dabei gilt es jedoch zu beachten, daB über einen
langen Zeitraum gewachsene fachliche Austauschbeziehungen
zwischen den einzelnen Abteilungsstandorten gewahrt bleiben
und nicht neue Abgrenzungen eingeführt werden, die sich auf
die weitere Entwicklung der Fachhochschuleinrichtungen
negativ auswirken könnten.

II. Zu den Planungen der Neugründung einer Fachhochschul-
abteilung in Zweibrücken

Die Darlegungen des Landes zur ttirtschaftsstruktur, zut
strukturellen Weiterentwicklung und zum potentiellen Stu-
dentenaufkommen der Region lassen erwarten, daß die Stadt
Zweibrücken und das Umland einen geeigneten Standort bil-
den, um mit Blick auf die potentielle Studienplatznachfrage
eine Fachhochschulabteilung mit mindestens 1.000 flächenbe-
zogenen Studienplätzen zu tragen. Damit die Fachhochschul-
einrichtung ihre erhoffte V{irkung für die Region in der
Ausbildung und beim Technologietransfer entfalten kann, ist
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ein ausreichendes Map an fachlicher Vielfalt notwendig. Sie
bildet zugleich die Grundlage für einen Dialog der Fächer,
aus dem weiterführende Ideen und neues Know-how für regio-
nalbezogene, autonome fachliche Entwicklungen einer Fach-
hochschule in der Lehre und bei anwendungsbezogener For-
schung und Entwicklung entstehen können. Das Land hat in
den Beratungen mit dem Wissenschaftsrat diese grundsätzJ-i-'
chen Überlegungen aufgegriffen und das ursprünglich auf den

Bereich Wirtschaft konzentrierte Fächerspektrum in einer
ersten Aufbaustufe um technische Komponenten und für den

Endausbau um einen Bereich Technik erweitert.

Es ist sinnvoll, daß am Standort Zweibrücken keine Lehran-
gebote aufgebaut werden, die an der ingenieurwissenschaft-
lich-technisch geprägten Abteilung Kaiserslautern der Fach-
hochschule Rheinland-Pfalz bereits vorhanden sind. Die vom

Land im Zuge des Aufbaus der abteilung Zweibrücken ange-
strebte betriebswirtschaftliche Arrondierung der techni-
schen Studiengänge in Kaiserslautern wird begrüpt, um an
jedem der beiden Standorte bei jeweils spezifischer fachli-
cher Schwerpunktsetzung ein ausreichendes, in seinen Antei-
len durchaus unterschiedlich ausgeprägtes VerhäItnis von

Fächern aus den Bereichen Wirtschaft und Technik aufzubau-
€rr so dap jeder Standort für sich die vom Wissenschaftsrat
für essentiell erachtete fachLiche Breite und Vie1fa1t er-
hält. rn diesem Sinne finden die Überlegungen des Landes zu

einer regionalen Fachhochschuleinheit mit den Standorten
Kaiserslautern, Pirmasens und Zweibrücken Unterstützung,
die für die gröBere Region ein umfangreiches, aufeinander
abgestimmtes und sich funktional ergänzendes Fächerspektrum
anbieten, das mit seinem Innovationspotential Impulse zur
wirtschaftlichen Entwicklung geben kann.

Die geplante Unterbringung der Fachhochschuleinrichtung auf
einem ehemaligen Kasernengelände eröffnet die tIöglichkeit,
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das studentische I'iohnen unmittelbar an die Funktionsberei-
che der Fachhochschuleinrichtung anzugliedern. Vorausset-
zung für diese Form der Campusstruktur, wie sie aus angel-
sächsischen Vorbildern, aber auch aus Fachhochschulneugrün-
dungen in den neuen Ländern bekannt ist, ist jedoch, daß

die studentischen Wohnbereiche zeitnah zum Aufbau der Stu-
diengänge errichtet werden. Die Stadtnähe des vorgesehenen
Standorts in Zweibrücken birgt nicht die ansonsten nicht
auszuschlieBende Gefahr, dap durch eine isolierte Lage der
Bildung eines Ghettos Vorschub geleistet werden könnte. Ob

die Möglichkeiten, Lernen und studentisches Leben enger
miteinander zu verknüpfen, jedoch in dem erwarteten Umfang

angenommen werden, bleibt abzuwarten.

Das Kasernengelände mit seinen zahlreichen Gebäuden bietet
die besondere Chance, durch die Einrichtung entsprechender
I{ohnmöglichkeiten für Studierende in der Präsensphase be-
rufsintegrierende Studiengänge sowie Fernstudien- und Vtei-
terbildungsangebote aufzubauen, die im Zuge der weiteren
Planung konzeptionell stärker einbezogen werden sollten,
als es bislang erkennbar ist.

Da die Entwicklung in Zweibrücken unter diesen strukturel-
len Aspekten besonderes Interesse verdient, bittet der
Wissenschaftsrat das Land, über die Akzeptanz der Campus-

Lösung und den Aufbau berufsintegrierender und weiterbil-
dender Studienangebote sowie von Fernstudienangeboten fünf
Jahre nach Aufnahme des Studienbetriebs zu berichten.

l-. Zu den Studiengängen und Studienschwerpunkten

Die geplante Errichtung der Bereiche Wirtschaft, Informatik
und Technik bietet eine fachliche Grundlage für die neue
Fachhochschuleinrichtung, auf der sie ein attraktives Lehr-
angebot und Innovationspotentiale im Dialog der Fächer für
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die Region erarbeiten kann. Angesichts der vom Land kurz-
fristig vorgenommenen Planung, die durch das Freiwerden des
Kasernengeländes ausgelöst und durch Anregungen aus den

Beratungen mit dem Vtissenschaftsrat weitergeführt wurde,
ist es verständlich, daß noch nicht für alle vorgesehenen
Ausbaustufen abschlieBende Studiengangskonzepte vorliegen.

Entsprechend dem vorgesehenen Studienbeginn zum Winterseme-
ster L994/95 sind die Studiengänge und Studienschwerpunkte
im Bereich Wirtschaft weitgehend durchgeplant. Sie orien-
tieren sich an eingeführten Studienangeboten, die vor alIem
durch die Schwerpunktbildungen Finanzdienstleistungen und

I,littelstandsökonomie besonders profiliert werden solIen. Da

dieser betriebswirtschaftliche Bereich in der Region an

Fachhochschuleinrichtungen bislang nicht vertreten ist und

andernorts Zulassungsbeschränkungen unterliegt, ist der
Bedarf hierfür besonders dringlich.

Der Aufbau eines Fachbereichs Informatik ste1lt eine sinn-
vo1le Ergänzung zu den in der ersten Ausbaustufe vorgesehe-
nen Studienangeboten dar. Für die weitere fachliche Ausge-
staltung ist der }tissenschaftsrat der Auffassung, dap vom

Angebot eines Studiengangs abgesehen werden soIlte, der
sich ausschlieplich auf die Informatik konzentriert. Dies
wird durch einen Studiengang Angewandte Informatik vermie-
den, der die Studienschwerpunkte Technik und Betriebswirt-
schaftslehre umfaBt. Bei der Konkretisierung des Studien-
gangs sollte besonderer Wert darauf gelegt werden, den

Studienschwerpunkt Betriebswirtschaftslehre deutlich unter-
schiedlich zur Ttirtschaftsinformatik zu profilieren.

Zur Schaffung einer als unabdingbar erachteten fachlichen
Breite und Vielfa1t der neuen Fachhochschuleinrichtung ist
der Aufbau eines eigenen Bereiches Technik unabdingbar. Der

Wissenschaftsrat bittet deshalb das Land, vor Studienbeginn
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auf geeignete tteise zuzusichern, dap alle drei vorgesehenen
fachlichen Bereiche in Zweibrücken im Rahmen eines Stufen-
plans erri-chtet werden. Dies ist die Voraussetzung dafür,
daß der Wissenschaftsrat einem Studienbeginn in Betriebs-
wirtschaft zum Wintersemester L994/95 zustimmen kann.

Zum gegenwärtigen Planungsstand für den Bereich Technik,
wonach sich die Überlegungen auf die Einführung eines Stu-
diengangs Mikrosystemtechnik konzentrieren, gibt der ttis-
senschaftsrat zu bedenken, dap ein solches, durchaus inno-
vatives Studienangebot einer besonders breiten fachlichen
Basis für die Lehre bedarf, insbesondere der physikalischen
Grundlagen, die in Zweibrücken vollkommen neu geschaffen
werden müpten. Im Interesse einer Entfaltung des Innova-
tionspotentials der Mikrosystemtechnik in Lehre und anwen-
dungsorientierter Forschung und Entwicklung sollte vermie-
den werden, wesentliche Anteile des Lehrangebots durch
Lehrimport aus einer anderen Fachhochschulabteilung bereit-
zustellen. Auch die notwendige Laborausstattung für die
Teilbereiche Entwurf, Simulation, Produktion und Test von
Mikrokomponeten sollte in Zweibrücken auf einem Niveau
vorhanden sein, das die Lehre am Standort auf eine sichere
Grundlage stellti von der Schaffung von Reinräumen könnte
gegebenenfalls Abstand genommen werden. In die weitere
Planung für den Standort Zweibrücken sollten diese Voraus-
setzungen ebenso einbezogen werden wie eine inhaltliche
Profilierung auf vorhandene gewerbliche Anknüpfungspunkte
in der Region. Der Vlissenschaftsrat bittet das Land vor
diesem Hintergrund zu prüfen, ob die notwendige personelle
und apparative Ausstattung für die Mikrosystemtechnik durch
die gegenwärtig vorgesehene Anzahl von 50 Studienanfängern
pro Jahr optimal zu nutzen isti es sollte deshalb erwogen

werden, die Studienanfängerplätze für diesen Bereich aufzu-
stocken, zumal in der vom Land vorgelegten F1ächenbedarfs-
planung dafür durchaus noch Spie1räume zu erkennen sind.
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In jedem Falle sollten die weiteren fachlichen Planungen
für den Bereich Technik mit dem Saarland abgestimmt werden,
das für die Fachhochschule in Saarbrücken den Aufbau eines
Studiengangs Physikalische Technik pl-ant; Doppelungen bzw.
weitgehende Überschneidungen von Studienangeboten und

-schwerpunkten sollten angesichts der räumlichen Nähe bei-
der Fachhochschulstandorte vermieden werden. Der l{issen-
schaftsrat bittet das Land, mit den Anmeldungen zw 25.
Rahrnenplan über die I{eiterentwicklung der fachLichen Kon-

zepte für die Bereiche Informatik und Technik zu berichten;
dies ist die Voraussetzung für Empfehlungen zur Aufnahme

von weiteren Investitionsvorhaben in den Rahmenplan, die
sich auf den Aufbau beider Bereiche beziehen.

Die vorgelegten Studienpläne für den Bereich Wirtschaft
geben dem !{issenschaftsrat AnIaF zu Bedenken in zweifacher
Hinsicht: Das Land sieht weiterhin davon ab, das vom Wis-
senschaftsrat nachdrücklich empfohlene, integrierte Praxis-
semester einzuführen, und fordert lediglich ein Fachprakti-
kum im Gesamtumfang von 9 Wochen, das auperhalb der Hoch-
schule während der Semesterferien zu absolvieren ist. Wei-
tere 26 ttochen beruflicher Praxis werden al-s Voraussetzung
zur Aufnahme des Studiums bzw. zum Vordiplom angesehen.
Eine fachspezifische Begründung für dieses Vorgehen wird
nicht gegebenr so dap der !{issenschaftsrat das Land bittet,
seine Planungen in diesem Punkt noch einmal zu überdenken.

Ein Praxissemester zwischen Diplomvorprüfung und Diplomar-
beit ist von anderer Qualität für die Ausbildung und den

Übergang in eine spätere Berufstätigkeit als das vom Land

vorgesehene Grund- oder Fachpraktikum. Das Fachpraktikum
sollte nach Auffassung des Wissenschaftsrates deshalb eine
zentralere SteIlung im Hauptstudium bekommen und zeitlich
ausgedehnt werden. Ein Praxissemester in angemessenem Ab-

stand zur Diplomarbeit wäre am besten geeignet, die fachli-
chen und berufsintegrierenden Anforderungen zu erfüllen.
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Nach den Grundsätzen des Wissenschaftsrates soll die Regel-
studienzeit einschlieplich der Praxissemester und der Zei-
ten für Diplomarbeit und Prüfungen maximal acht Semester
betragen. Dabei so11 das Studium aus nicht mehr als sechs
Semestern an der Hochschule und aus mindestens einem inte-
grierten Praxissemester bestehen. Entgegen diesen Empfeh-
Iungen sehen die Studiengänge an der Fachhochschule Rhein-
Iand-Pfa1z einen Semesterwochenstunden-Umfang vor, der in
sechs Semestern nicht zu bewäl-tigen ist. Für die neu aufzu-
bauenden Studienangebote im Bereich Wirtschaft der Fach-
hochschulabteilung Zweibrücken sind dies über 170 Semester-
wochenstunden. Statt die Semesterwochenstunden-Zahl ent-
sprechend zu reduzieren, haben Land und Hochschule aus

dieser Situation die Konsequenz gezogen, die Studienzeit
für die Ausbildung an der Hochschule um ein Semester auf
sieben Semester zu verlängern. Hinzu kommt noch ein achtes
Semester für die Anfertigung der Diplomarbeit und die
Diplomprüfung. Die Verlängerung der theoretischen Studien-
semester auf sieben Semester widerspricht den allgemeinen
wissenschaftspolitischen Bestrebungen, die Studienzeiten zu

verkürzen und die Studiengänge fachlich so zu gestalten,
daß sie in der Studienzeit von acht Semestern incl. eines
praktischen Studiensemesters studierbar sind. Der Wissen-
schaftsrat bittet deshalb das Land, die an der Fachhoch-
schule eingetretene Entwicklung grundsätzlich rückgängig zlr
machen, zumal sie auch mit dem wissenschaftspolitischen
Ziel einer deutlichen Profilwahrung der Fachhochschulen im

Unterschied zu den Universitäten nicht zu vereinbaren wäre.
AuBerdem hat diese Entscheidung des Landes zusätzliche
Kosten im Bereich der Hochschulbauj-nvestitionen zur Fo1ge;

denn bei gleicher Studienanfängerzahl erhöht sich durch
eine längere studienplatzrelevante Verweildauer der plane-
rische F1ächenbedarf.

Das vorgelegte Studiengangskonzept kann deshalb vom Wissen-
schaftsrat nicht zur Realisierung an einer neugegründeten
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Fachhochschuleinrichtung empfohlen werden. Das Land hat in
den Beratungen mit dem Wissenschaftsrat verbindlich er-
klärt, die Fachhochschule aufzufordern, das Studiengangs-
konzept umgehend zu überarbeiten. Der Wissenscha,ftsrat er-
wartet, dap es eine Begrenzung der Semesterwochenstunden
auf 140 bis maximal 150 vornimmt. Mit Vorliegen dieser Er-
klärung entfäIlt der in den Empfehlungen zlom 24. Rahmenplan
formulierte Vorbehalt. Zu den Beratungen über die Anmeldun-
gen zum 25. Rahmenplan mup das überarbeitete Studiengangs-
konzept vorgelegt werden. Dies ist Voraussetzung für die
Aufnahme weiterer Investitionsvorhaben in den Rahmenplan.

2. Zur räumlichen und personellen Ausstattung

Das Land hat seine Standort,entscheidung zugunsten von Zwei-
brücken u.a. auch damit begründet, daB durch die freiwer-
denden Kasernengebäude günstige bauliche Voraussetzungen
für die Errichtung einer Fachhochschulabteilung gegeben
sind, die durch einen begrenzten Finanzaufwand für Hoch-
schulzwecke hergerichtet werden sollen. Das Land errechnet
einen Kostenvorteil gegenüber einer vergleichbaren Unter-
bringung in Neubaumapnahmen von knapp 20 Millionen DM.

Die vom Land vorgelegten Berechnungen zum F1ächenbedarf für
die Unterbringung der Fachhochschuleinrichtung basieren auf
den Flächenrichtwerten der Rahmenplanung, werden in ihrem
Ergebnis jedoch durch die Festlegung des Landes zur Ver-
weildauer mapgeblich beeinflupt. Der Flächenbedarf von
L2.710 m2 Hauptnutzfläche resultiert aus einer angenommenen

Verweildauer an der Hochschule von vier Jahren. Sie wird
jedoch üblicherweise mit 3r5 Jahren angesetzt, so dap sich
unter der Prämisse der vom Land angestrebten 325 Studienan-
fänger für die verschiedenen Fachbereiche ein Ausbauziel
von rund 1.140 Studienplätzen mit einem Flächenbedarf für
die Studiengänge von lediglich 7.700 m2 ergäbe. Auf dieser
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Grundlage und unter Einbeziehung der mit 2.000 m2 angesetz-
ten Reserveflächen einerseits sowie des knappen Flächenan-
satzes für Verwaltung, Rechenzentrum und Bibliothek ande-
rerseits wären nach Auffassung des !{issenschaftsrates die
nach dem Umbau in den bestehenden Gebäuden realisierbaren
über l-0.000 rnz Hauptnutzfläche für eine Unterbringung der
Fachhochschuleinrichtung ausreichend .

Sollte das Land hingegen an einem Ausbauziel von 1.300 fIä-
chenbezogenen Studienplätzen festhalten und von einer ver-
weildauer von 3r5 Jahren ausgehenr so resultiert daraus
eine Studienanfängerkapazität von rund 370 Plätzen. Eine
solche Kapazitätserweiterung sollte nach Auffassung des

Wissenschaftsrates den Bereich Technik stärken. In diesem
Falle entstünde ein begrenzter Neubaubedarf für Laborflä-
chen, die im notwendigen Umfang nach gegenwärtigem PIa-
nungsstand nicht in der vorhandenen Gebäudesubstanz unter-
zubringen wären. Ein zusätzlicher Bedarf für ein Raumange-

bot, wie es funktional mit einem Schulgebäude üblicherweise
zur Verfügung steht, ist aus Sicht des Wissenschaftsrates
nicht zu erkennen.

Nach dem gegenwärtigen Planungsstand ist auch die Schaffung
von Forschungsflächen vorgesehen, die grundsätzlich für die
Arbeits- und Wirkungsmöglichkeiten einer Fachhochschulein-
richtung notwendig sind. Ein Rahmen von 2.000 m2 Hauptnutz-
fläche wäre jedoch so bemessen, dap eine gemeinsame Nutzung
im Zusamrnenwirken mit der Abteilung Kaiserslautern sinnvoll
erscheint; es wird empfohlen, dazu im weiteren Planungsver-
lauf ein Nutzungskonzept zu entwickeln, das ebenso wie eine
fortgeschriebene Unterbringungsplanung Voraussetzung für
eine Empfehlung des ttissenschaftsrates zur vorbehaltlosen
Aufnahme des 2. Bauabschnitts in den Rahmenplan ist.
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Für den Endausbau ist davon auszugehen, dap der Flächenbe-
darf für die Fachhochschuleinrichtung grundsätzlich durch
Umbau und Herrichtung der vorhandenen Kasernengebäude mit
den vom Land berechneten Kosten von 68 Millionen DM a1s

Obergrenze geschaffen werden kann. In diesem Kostenrahmen
sollte gegebenenfalls auch die Schaffung von zusätzlichen
Laborflächen bei einem Ausbauziel von 1.300 fIächenbezoge-
nen Studienplätzen und einer Verstärkung des Bereichs Tech-
nik mögIich sein. Der Ytissenschaftsrat bittet deshalb das

Land, die Anmeldungen zur Rahmenplanung insbesondere für
den 2. Bauabschnitt noch einmal zu überprüfen, da sie nach
gegenwärtigem Anmeldestand ztum 24. Rahmenplan diesen Ko-
stenrahmen bereits überschreiten.

Die vom Land geplanten, kurzfristig durchzuführenden Her-
richtungsmapnahmen würden es nach Auffassung des Vtissen-
schaftsrates erlauben, einen Studienbeginn in Betriebswirt-
schaft zum Wintersemester L994/95 anzustreben. Ein Studien-
beginn an einem anderen, vorübergehend zu nutzenden Stand-
ort wird nicht unterstützt. Steht das umzubauende Schulge-
bäude nicht rechtzeitig zur Verfügung, sollte der Studien-
beginn verschoben werden.

Für ein Ausbauziel von 1.300 flächenbezogenen Studienplät-
zen und das angestrebte Studiengangsangebot wird die vom

Land geplante Personalausstattung mit 55 bis 60 Professuren
sowie 35 bis 40 Stellen für den unterstützenden Bereich aIs
angemessen und ausreichend erachtet. Die L994 und 1995 z\t
Verfügung stehenden 15 Professuren sowie insgesamt 20 wei-
teren Stellen für den unterstützenden Bereich und die Ver-
waltung erlauben einen Studienbeginn zum Wintersemester
L994/95.

Bei der Bereitstellung des Lehrangebotes sollte sicherge-
stellt werden, dap der ganz überwiegende TeiI durch haupt-
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amtliche Lehrkräfte der Fachhochschulabteilung Zweibrücken
angeboten wird. Eine Ergänzung durch Lehrbeauftragte, so§Je-

nannte Rentnerprofessuren und Lehrkräfte aus anderen Fach-
hochschulabteilungen ist sinnvoll, sollte jedoch einen Ge-

samtanteil von maximal 20t der zu erbringenden Lehrleistun-
gen nicht überschreiten. Denn gerade für das angestrebte
Ziel einer Campus-Hochschule ist es von besonderer Bedeu-

tung, dap sich die überwiegende ZahI der Fachvertreter
hauptamttich an die Hochschuleinrichtung gebunden fühlt;
nur so können die besonderen l,1öglichkeiten der Campuslösung

zum interdisziplinären Dialog unter Lehrenden und Lernenden
genutzt werden.

C. Zusammenfassende Stellungnahme

Der Wissenschaftsrat begrüpt die Absicht des Landes, den

Fachhochschulbereich fachlich und kapazitär sowohl an den

bestehenden Standorten als auch durch die Gründung neuer
Einrichtungen auszubauen. Nach den vom Land vorgelegten
Unterlagen zur Region Vtestpfalz erscheint der vorgesehene

Standort Zweibrücken für eine neue Fachhochschuleinrichtung
mit rund l-.300 flächenbezoqenen Studienplätzen unter den

Aspekten der regionalen Vtirtschaftsstruktur und des poten-
tiellen Studentenaufkommens als grundsätzlich tragfähig.
Die Lebensfähigkeit der Neugründung wird auf Dauer jedoch

nur zrt sichern sein, wenn ein hinreichend breites, fachlich
aufeinander abgestimmtes Fächerspektrum in Zweibrücken
aufgebaut wird, wie es mit der Einrichtung der Bereiche
Wirtschaft, Informatik und Technik angestrebt wird. Der

Wissenschaftsrat bittet das Land, auf geeignete Yteise den

Aufbau aller drei Bereiche vor Aufnahme des Studienbetriebs
zuzusichern.

Entsprechend dem vorgesehenen Studienbeginn zum ttinterseme-
ster L994/95 ist der Planungsstand für den Bereich Be-
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triebswirtschaft am weitesten fortgeschritten. Als fachli-
che Basis der Neugründung bildet er zugleich eine Brücke
zum Bereich Informatik, der a1s nächstes eingerichtet wer-
den soll. Die Überlegungen des Landes zum Bereich Technik
konzentrieren sich auf die Mikrosystemtechnik, die durchaus
innovative Potentiale aufweist. Das Land wird gebeten, die
Planungen für diesen Bereich unter Berücksichtigung der
ausgesprochenen Empfehlungen wej-terzuführen; hierzu ebenso
wie zur Konkretisierung des Bereichs Informatik sollte mit
den Anmeldungen zun 25. Rahmenplan berichtet werden.

Wie die Untersuchungen des Wissenschaftsrates zur Studien-
dauer an Fachhochschul-en zeigen, ist eine steigende Tendenz
der Studiendauer festzustellen. Dem Vlissenschaftsrat ist
deshalb sehr daran gelegen, diese Entwicklung rückgängig zu
machen und dazu die Studienanforderungen so zu gestalten,
dap sie in ihrem theoretischen Teil in sechs Semestern an
der Fachhochschule bewältigt werden können. Vor diesem
Hintergrund hat das Land zugesagt, alle nicht mit den Emp-

fehlungen des Wissenschaftsrates bzw. den allgemeinen Be-
stimmungen für Diplom-Prüfungsordnungen an Fachhochschulen
übereinstimmenden Studien- und Prüfungsordnungen zu überar-
beiten. In diesem Zusammenhang sollte nach Auffassung des
Vtissenschaftsrates auch dj-e Einführung eines Praxisseme-
sters nach dem Vordiplom und in ausreichendem Abstand z\r
Diplomphase geprüft werden.

Das Land hat verbindlich erklärt, das Studiengangskonzept
für den Bereich l{irtschaft umgehend zu überarbeiten. Der
tlissenschaftsrat erwartet dazu eine Begrenzung auf l-40 bis
maximal 150 Semesterwochenstunden.

Das in Zweibrücken kurzfristig verfügbar gewordene Kaser-
nengelände mit seinen Gebäuden bietet gute bauliche Voraus-
setzungen, um eine neue Fachhochschulabteilung mit einem
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Kostenaufwand unterzubringen, der deutlich unterhalb ver-
gleichbarer Neubaukosten 1iegt. Die vorgesehenen Flächen
von insgesamt L2.7L0 m2 Hauptnutzfläche werden für ein
Ausbauziel von 1.300 fIächenbezogenen Studienplätzen als
ausreichend angesehen und bilden nach Auffassung des l{is-
senschaftsrates ebenso wie die berechneten Kosten für not-
wendige Baumapnahmen von 68 Millionen DM eine Obergrenze.
Bei einer Orientierung an 325 Studienanfängern ist jedoch
von einem deutlich niedrigeren F1ächenbedarf auszugehen,
wenn eine Verweildauer von 3r5 Jahren zugrunde gelegt und

der Bereich Technik nicht ausgeweitet wird.

Mit den in der Stellungnahme enthaltenen Empfehlungen und
unter Einbeziehung der Erklärung zur überarbeitung der Stu-
diengänge der Fachhochschule des Landes empfiehlt der ttis-
senschaftsrat die Errichtung der Fachhochschulabteilung
Zweibrücken. Die Empfehlung erfolgt unter der Vorausset-
zung, dap

- aIIe drei Bereiche Wirtschaft, Informatik und Technik in
der vorgesehenen Zeitfolge aufbaut werden, wie es das

Land zugesagt hat,

- mit den Anmeldungen zum 25. Rahmenplan konkretisierte
Planungen zu den vorgesehenen Studienangeboten in den

Bereichen Informatik sowie Technik und

eine konkretisierte Unterbringungsplanung vorgelegt
werden,

- die Unterbringung von Anfang an auf dem Campus sicherge-
stellt ist.


